






TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

UND GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN

Stand: 6. Änderung

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
 (§ 9 Abs. 1 und 4 BauGB in Verbindung mit § 86 BauO NW)

1.1 Nutzungsbereiche

Das Plangebiet unterteilt sich in vier Nutzungsbereiche. Der WA1- und WA4-Bereich

umfassen die Neuplanung, der WA2-Bereich den Bestand im Norden, der WA3-Bereich den

Bestand im Süden des Geltungsbereiches. Die Abgrenzungen der einzelnen Bereiche sind

dem Bebauungsplan zu entnehmen.

Die folgenden textlichen Festsetzungen und Gestaltungsvorschriften gelten nur für die

Bereiche WA1 und WA4, es sei denn, sie beziehen sich explizit auf die Bereiche WA2  und

WA3.

1.2 Dachform und Dachneigung

Im WA1-Bereich ist als Dachform Zelt-, Sattel- oder Pultdach, im WA2- und WA3-Bereich

ist das Satteldach zulässig. Im WA4-Bereich sind Sattel- und Pultdächer zulässig.

Die Dachneigung beträgt für den WA1-Bereich zwischen 15 Grad und 45 Grad, in den

Bereichen WA2 und WA3 sind max. 50 Grad erlaubt. Im WA4-Bereich sind Satteldächer

mit 38 Grad bis 48 Grad und Pultdächer mit 10 Grad bis 20 Grad zulässig.

Ausnahmen von der vorgeschriebenen Neigung können bei Dachbegrünungen gestattet

werden. Gebäudeteile, Nebengebäude, Carports bzw. Garagen können die vorgeschrie-

bene Dachneigung über- oder unterschreiten oder als Flachdach ausgebildet werden.

1.3 First- und Traufhöhe
Firste sind im WA1-Bereich bis zu einer Höhe von 9,50 m, im WA4-Bereich bei Sattel-

dächern bis 8,50 m, bei Pultdächern bis 8,00 m zulässig. Die Firsthöhe wird gemessen

vom Bezugspunkt der Straßenoberkante bis zur Oberkante First (Rohbaumaß). Die

zulässige Traufhöhe beträgt im WA1-Bereich 5,50 - 7 m, im WA4-Bereich bei Sattel-

dächern 3,00 - 4,30 m, bei Pultdächern 3,50 bis 4,70 m. Für untergeordnete Gebäude

darf die Traufhöhe bis auf eine Höhe von 2,50 m unterschritten werden.

1.4 Doppelhäuser / Hausgruppen
Doppelhäuser und Hausgruppen sind nur mit gleicher Dachform, Dachneigung und Firsthöhe

zulässig. Die Baumaterialien müssen nach Pkt. 1.8 abgestimmt sein.

1.5 Dachgauben

Dachgauben sind zulässig. Die Länge der Dachgauben darf zusammen nicht mehr als 1/2 der

zugehörigen Dachflächenlänge betragen. Die Seitenwände der Dachgauben müssen von den

freien Giebeln min. 1,25 m entfernt bleiben.

1.6 Dachbegrünung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Alle I-geschossigen selbständigen Gebäude (Carports und Garagen auf den Gemein-

schaftsstellplatzflächen und Nebenanlagen und Carports auf den Grundstücken) und an das

Haupthaus angebauten Gebäudeteile mit Flachdach oder flach geneigtem Dach mit einer

Neigung bis 25° sind mit einer Dachbegrünung zu versehen. Bleibt die bedeckende

Erdschicht unter 20 cm, sind besondere Substrate, wie Blähton, Bims oder ähnliche

Materialien mit hohen hydraulischen Eigenschaften zu verwenden. Dies gilt auch für bauliche

Erweiterungen und Veränderungen, die im Bestand vorgenommen werden.



1.7 Wandbegrünung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
Im Bereich der Neubebauung sind mindestens 30 % der Fassaden der Hauptgebäude und
mindestens 50 % der Außenwände von Carports mit Schling- und Kletterpflanzen zu
begrünen. Die Pflanzabstände der Kletterpflanzen betragen 2 m (siehe Pflanzenliste Nr. 3).
Gem. § 178 BauGB ist die Anpflanzung der Wandbegrünung innerhalb eines Jahres nach
Fertigstellung des Wohnhauses durchzuführen.

1.8 Baumaterialien

Im WA1- und WA4-Bereich des Bebauungsplanes sind u. a. folgende Baumaterialien zulässig:
Fassade: Holz, Verblendung oder Putz in Kombination mit Holzverkleidung; die

                Holzverkleidung muß nachweislich mind. einen Anteil von 30 % an
                der gesamten Fassade haben, Fachwerkgebäude bzw. Holzverkleidungen im
                Fachwerkstil sind unzulässig.
Dach:  Tonziegel oder Zementpfanne; Gründächer sind ebenfalls zulässig, bei  

 Dachgauben können andere umweltschonende Materialien wie z.B. Zink verwendet
 werden.

Fenster:  Holzfenster natur oder offenporig lasiert.

2. Gestaltung der Stellplätze für Kraftfahrzeuge, bewegliche Abfallbehälter und Garagen
(§ 9 BauGB in Verbindung mit § 86 BauO NW)

Einstellplätze für Kraftfahrzeuge und Müllboxen sind mit Hecken, Abpflanzungen von
Sträuchern oder immergrünen Kletterpflanzen mit Rankgerüsten abzuschirmen. Bei Gehölzen

sind Pflanzen der Gehölzliste (s. Liste des Ökologischen Fachbeitrags) zu verwenden. An den
im Plan gekennzeichneten Stellen sind hochstämmige Stiel-Eichen (Quercus robur) mit einem
Stammumfang von mindestens 18/20 cm, gemessen in 1 m Höhe zu pflanzen und zu
erhalten.

Je vier Stellplätze ist ein Baum zu pflanzen.

3. Gestaltung der nichtüberbaubaren Grundstücksflächen
(§ 9 BauGB in Verbindung mit § 86 BauO NW)

3.1 Garagen und Carports und offene Stellplätze
Auf den privaten Baugrundstücken ist jeweils ein nicht gedeckter Stellplatz für 1 PKW mit
einer max. Größe von 20 m² inkl. Zufahrt zulässig.
Zudem ist auf den privaten Baugrundstücken jeweils 1 Carport für 1 PKW zulässig.
Ausnahmsweise sind Carports über die vordere Baugrenze in den Vorgartenbereich hinein
zulässig
a) bei vorspringenden Bauteilen oder Eingängen im seitlichen Grenzbereich,
b) bei den aufgrund der Süderschließung im rückwärtigen Grundstücksbereich
    liegenden Bauflächen.
Zur Straßenbegrenzungslinie ist jedoch aus städtebaulichen Gründen wegen der geringen
Straßenbreite mindestens ein Abstand von 1,50 m einzuhalten.
Im rückwärtigen Grundstücksbereich hinter der hinteren Baugrenze bzw. ihrer gedachten
Verlängerung auf dem Grundstück sind Carports nicht zulässig.
Die Errichtung von Garagen und weiteren Carports ist auf den privaten Grundstücken nicht

zulässig. Garagen und weitere Carports sind nur auf den zu diesem Zweck ausgewiesenen

Gemeinschaftsstellplatzflächen zu errichten.
Abweichend hiervon sind Stellplätze, Carports und deren Zufahrten nur auf den ausdrücklich
hierfür ausgewiesenen Flächen zulässig.

3.2 Versiegelung auf privaten Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, § 19 Abs. 4 BauNVO)
Die Versiegelung - ohne Gebäude - darf einen Anteil von 25 % der Grundstücksgröße nicht
überschreiten. Von dieser Festsetzung ausgenommen sind auf den privaten Baugrundstücken
ausdrücklich festgesetzte Stellplätze, Carports und Zufahrten.









HINWEISE

· Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung
von Bodendenkmälern ist der Stadt als Untere Denkmalbehörde und/oder dem Westf.
Museum für Archäologie - Amt für Denkmalpflege, Außenstelle Münster (Bröderichweg
35, 48159 Münster, Tel. 0251/2105252) unverzüglich anzuzeigen und die
Entdeckungsstätte ist min. 3 Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und
16 DSchG NW). Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das

Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Forschungen bis zu 6
Monate in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW).

· Der gesamte Bodenaushub aus den Baugruben oder Fundamentgräben sollte im Gebiet
verbleiben und zum Anheben des Geländeniveaus oder zur Aufschüttung des
Lärmschutzwalles verwendet werden.

· Die vorliegenden, vorhandenen Luftbilder lassen keine nennenswerte

Kampfmittelbeeinflussung erkennen, Munitionsfunde in der Vergangenheit sind nicht

bekannt. Sofern der Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Arbeit sofort

einzustellen und der staatliche Kampfmittelräumdienst zu verständigen.

Bei der Gestaltung und Bebauung der Grundstücke sollten folgende Hinweise beachtet

werden, um eine umweltverträgliche Siedlungsentwicklung im Bebauungsgebiet zu

erreichen:

· Die Gebäude sollten mit ihren Fensteröffnungen weitestgehend nach Süden bzw.
Südwesten orientiert werden, um durch passive Sonnenenergienutzung eine
Energieeinsparung zu erreichen.

Die Verwendung von Tropenholz, auch aus kontrolliertem Anbau, ist nicht zulässig.
· Bei der Auswahl der Baustoffe sollten folgende Prinzipien beachtet werden:

- positive Wirkung auf Wohlbefinden und Gesundheit,

- geringer Energieaufwand und schadstofffreie Herstellung,

- Regenerierbarkeit und Wiederverwertbarkeit,

- Angemessenheit von Material und Aufwand, d.h. möglichst geringer Material- und
Transportaufwand, dezentrale Herstellung.

· Unnötige Versiegelung von Flächen sollte unterlassen werden. Versiegelte Flächen
verursachen bei Regenfällen ein verstärktes Wasseraufkommen, das zu einer

Überlastung der Kanalisation führt. Darum sollten die Bauherren Flächen, die sie
befestigen wollen, mit wasserdurchlässigen Materialien versehen; das hat positive
Auswirkungen für:
a) den natürlichen Wasserkreislauf,
b) die Filterung des Wassers durch den Boden,

c) die Bildung von Grundwasser,

d) die Bildung von pflanzenverfügbarem Wasser.
· Eine Kompostierungsstelle sollte auf jedem der Gartengrundstücke vorgesehen werden.

Der nicht kompostierbare Gehölzschnitt kann bei örtlichen Sammelstellen abgegeben
werden.

· Es sollte innerhalb des Bebauungsplangebietes nur Bepflanzungen gemäß der
Pflanzenliste der Baum- und Straucharten Nr. 1, 2, 4, Kletterpflanzen Nr. 3 sowie

Obstgehölze Nr. 5 verwendet werden. Zur Erfüllung der auf den privaten Flächen
festgesetzten Pflanzgebote sind ausschließlich Gehölzarten der Pflanzenliste zu
verwenden.

L.1 Bäume I. Ordnung
L.2 Baumarten II. Ordnung

L.3 Kletterpflanzen für Wandbegrünungen
L.4 Straucharten für freiwachsende oder geschnittene Hecken
L.5 Obstgehölze




